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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage 


das Allgemeine Programm zur Beseitigung der technischen 
Hemmnisse im innergemeinschaftlichen Warenverkehr, die 
sich aus der Unterschiedlichkeit der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ergeben. 


Dieses Programm ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 7. März 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften zur Beschlußfassung durch den Rat übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Programm 
ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksadle V/2743 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

Kommission 

der Europäischen Brüssel, den 5. März 1963 

Gemeinschaften 


Allgemeines Programm 

zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr, die sich aus der Unterschiedlichkeit 
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ergeben 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


Inhaltsverzeichnis 

Einführung 

1. Programm 

a) Einleitung 

b) Entwurf einer Entschließung 

c) Tabellen (3 Phasen) 

2. „Status quo" *) 

a) Einleitung 

b) Entwurf eines Beschlusses 

3. Gegenseitige Anerkennung der Kontrollen 

a) Einleitung 

b) Entwurf einer Entschließung 

4. Anpassung von Richtlinien an den technischen Fortschritt 

a) Einleitung 

b) Entwurf einer Entschließung 

5. übrige Probleme 

a) Einleitung 

b) Verschiedene Probleme: 

1. Streitfälle 

2. Drittländer 

6. Harmonisierungslösungen 

a) Einleitung 

b) Beschreibung der verschiedenen Lösungen und der Fälle, für 
die sie gelten 

7. Schlußfolgerungen 
Informatorischer Vermerk über: 

a) die pharmazeutischen Erzeugnisse 

b) die landwirtschaftlichen Erzeugnisse 

c) die unter den EGKS-Vertrag fallenden Erzeugnisse 

d) die unter den EAG-Vertrag fallenden Erzeugnisse 
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sowie wahlweise auch im Italienischen gebraucht wird, dem Ausdruck 
„Status quo", der normalerweise den einzig zulässigen Ausdruck im 
Französischen darstellt, vorgezogen. 
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Einführung 


Mit dem völligen Abbau der Zollschranken inner- 
halb der Gemeinschaften, der in Kürze vollzogen 
sein wird, wird die Bedeutung der innergemein- 
schaftlichen Handelshindernisse, die sich aus den 
Unterschieden in den bestehenden einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der industriellen 
Technik ergeben, um so deutlicher. Mit ihrem Ein- 
fluß auf die Struktur der Fertigungskosten haben 
diese Unterschiede die Wirkung echter „Zölle", die 
oftmals sehr stark ins Gewicht fallen und in einigen 
Fällen sogar jeden Handel zwischen Mitgliedstaaten 
unmöglich machen. Darüber hinaus ist diese Aus- 
wirkung nicht unbedingt für die Erzeuger der ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten die gleiche, woraus sich 
gewisse Gefahren einer Wettbewerbsverzerrung im 
Hinblick auf ihre Geschäftsverbindungen ergeben. 

Der Fortbestand solcher Hemmnisse kann der Ge- 
staltung eines völlig einheitlichen Gemeinsamen 
Marktes im Wege stehen. 

Artikel 100 schreibt die Beseitigung solcher Hin- 
dernisse vor; er bietet gleichzeitig die rechtliche 
Handhabe zu ihrer Beseitigung. ! ) 

Diese Handhabe ist die Angleichung der einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften, aus deren Unterschie- 
den die Hindernisse resultieren. Die auf dem Wege 
über die Richtlinien durchgeführte Angleichung muß 
in der Weise erfolgen, daß das Hindernis damit tat- 
sächlich beseitigt wird. Sie darf jedoch nicht durch- 
geführt werden, ohne daß dabei die mittelbaren 
Auswirkungen einer solchen Entscheidung auf alle 
in Betracht kommenden Bereiche berücksichtigt wer- 
den. 

Jeder Staat verfolgt mit seinen Rechtsvorschriften 
festumrissene Ziele (Sicherheit, Wahrung des öffent- 
lichen Interesses, Bekämpfung von Delikten usw.). 
Diese Ziele wie auch die zu ihrer Verwirklichung 
gewählten Instrumente dürfen nicht durch Harmoni- 
sierungsmaßnahmen 2 ) gefährdet werden. Daraus er- 
gibt sich, daß die Gemeinschaft, obwohl sie grund- 
sätzlich die Beseitigung des Hindernisses anstrebt, 
die Auswirkung des vorgeschlagenen Gemeinschafts- 
instruments auf die Wirtschaft, das Sozialgefüge, die 
Verwaltung usw. nicht vernachlässigen kann; sie 
muß ferner abwägen, ob solche Maßnahmen geeig- 
net sind, diesen Erfordernissen zu entsprechen. 

Außerdem kann die Gemeinschaft auch nicht an 
den Folgen Vorbeigehen, die sich daraus ergeben, 
daß sechs verschiedene Rechtssysteme an einen ver- 
bindlichen Gemeinschaftsakt gebunden werden. Mit 
dem Bestehen einer Richtlinie stellt sich unter dieser 
Perspektive das Problem der Anwendung jeder na- 

J ) Ein Rückgriff auf Artikel 30 und folgende wird dann 
notwendig, wenn es sich um Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen handelt. 
2 ) Die Begriffe „Angleichung" einerseits, „Koordinie- 
rung" und „Harmonisierung" andererseits sind weder 
wesensverschieden noch von unterschiedlicher juristi- 
scher Tragweite, sie werden daher in diesem Doku- 
ment unterschiedslos gebraucht. 


tionalen Rechtsvorschrift unter Berücksichtigung der 
notwendigen Anpassungen an den technischen Fort- 
schritt. Die Möglichkeit, die einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften den Erfordernissen des technischen Fort- 
schritts anzupassen, setzt bei Schaffung eines ge- 
meinsamen Instruments voraus, daß die Gemein- 
schaftsrichtlinie geändert wird. Dabei läuft man Ge- 
fahr, daß ein sofortiger Vorteil im Bereich des Wa- 
renverkehrs einen Nachteil auf dem Gebiet der tech- 
nischen Entwicklung der gesamten Gemeinschaft mit 
sich bringt, wenn das gewählte Instrument und die 
festgelegten Verfahren es nicht gestatten, die un- 
umgänglichen Anpassungen der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften rechtzeitig durchzuführen. 

Angesichts der Vielschichtigkeit der Materie hielt 
es die Kommission für angezeigt, zur Klarlegung der 
Beschlüsse, die der Rat in diesem Fall zu fassen hat, 
ein Aktionsprogramm für die vor Beendigung der 
Übergangszeit zu treffenden Maßnahmen auszuar- 
beiten. 

Billigt der Rat das von der Kommission vorge- 
schlagene Programm, so wäre es wünschenswert, 
daß die im Rat versammelten Vertreter der Mit- 
gliedstaaten sich verpflichten, die Modalitäten des 
im Programm vorgesehenen „Status quo" zu beach- 
ten. Ohne eine solche Verpflichtung würde die Aus- 
führung des Programms in Frage gestellt, weil die 
einzelstaatlichen Wünsche stets den Gemeinschafts- 
anliegen vorangestellt würden. 

Die Kommission wünscht ferner die Annahme 
einer Entschließung durch den Rat, mit der eine 
elastische und rasch durchführbare Lösung für eine 
Anpassung der Richtlinien an den technischen Fort- 
schritt vorgeschlagen wird. Es gilt zu vermeiden, 
daß ein augenblicklicher Vorteil durch einen bedeu- 
tend größeren zukünftigen Nachteil zunichte ge- 
macht wird. 

Die Kommission hat eine Arbeitsunterlage ausge- 
arbeitet, damit der Fragenkomplex gründlich disku- 
tiert und das Programm in sachlicher Hinsicht ver- 
wirklicht werden kann; dieses Dokument wird dem 
Rat zur Diskussion und Beschlußfassung unterbrei- 
tet. 

Dieses Programm umfaßt nur die im EWG-Vertrag 
erfaßten Waren, mit Ausnahme derjenigen, bei 
denen die Beseitigung der Handelshemmnisse inte- 
grierender Teil einer Sektorpolitik ist. Das ist bei- 
spielsweise der Fall bei den in Anhang II des Ver- 
trags aufgeführten Erzeugnissen und den pharma- 
zeutischen Artikeln. Auch ist an die durch Artikel 75 
im Bereich des Verkehrs gebotenen Möglichkeiten 
zu erinnern. Um ein Gesamtbild von den laufenden 
Harmonisierungsarbeiten zu geben, die auf dem 
EGKS- und dem EAG-Vertrag basieren oder im Hin- 
blick auf eine Sektorpolitik eingeleitet wurden, wird 
informationshalber in der Anlage ein Überblick über 
den gegenwärtigen Stand der verschiedenen Arbei- 
ten beigefügt. 
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1. Programm 

a) Einleitung § 

An Hand einer Reihe von Faktoren, die eine Be- ' 
urteilung der Lage gestatten, hat die Kommission : 
in den letzten Jahren ihr Augenmerk auf einige Be- | 
reiche gerichtet, in denen nach Angaben der natio- j 
nalen Behörden, der Erzeuger- und Verbraucherver- | 
bände usw. Hindernisse bestehen, deren Ursache in 
der Verschiedenartigkeit der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften im Bereich der Technik zu suchen 
sei. Die Kommission hat das nach Lage der Dinge 
Erforderliche auf juristischer und technischer Ebene 
zur bestmöglichen Lösung dieser Probleme getan. 

Die in den einzelnen Bereichen erzielten Fort- 
schritte sind unterschiedlich. So gibt es Bereiche, in 
denen die Arbeiten bereits abgeschlossen sind, wäh- 
rend in anderen bis zum Abschluß der Arbeiten noch 
einige Zeit verstreichen wird. 

Im allgemeinen entspricht der Stand der Arbeiten 
dem wirtschaftlichen und qualitativen Gewicht des 
Hindernisses, so daß die Entscheidungen in der Rei- 
henfolge der Dringlichkeit der Probleme getroffen 
werden können. 

Danach kann damit gerechnet werden, daß die 
meisten Richtlinien bis zum 1. Januar 1970 verab- 
schiedet sein werden. Die Annahme eines in drei 
Phasen aufgeteilten Programms ist sowohl im Hin- 
blick auf die materiellen Möglichkeiten einer Besei- 
tigung erforderlich, als auch, um die Mitgliedstaaten 
zu verpflichten, keine Entscheidungen zu treffen, die 
die Verwirklichung des besagten Programms gefähr- 
den könnten. 

Es versteht sich, daß dieses Programm nicht als 
unabänderlich angesehen werden soll. Es könnte 
zweifellos Änderungen unterzogen werden, um ge- 
wissen berechtigten Initiativen der Mitgliedstaaten 
nachzukommen, die sie ergreifen, um neu auftre- 
tende Notwendigkeiten insbesondere im Bereiche 
der Sicherheit zu begegnen. 

So behält sich die Kommission beispielsweise bei 
den Kraftfahrzeugen die Möglichkeit vor, die Liste 
der geplanten Richtlinien zu ergänzen, um den neuen 
Sicherheitserfordernissen Rechnung zu tragen, die 


die zur Zeit in den Mitgliedstaaten und in einigen 
auf diesem Bereich spezialisierten internationalen 
Vereinigungen laufenden Arbeiten aufgezeigt ha- 
ben. 


b) Entwurf einer Entschließung des Rates über ein 
allgemeines Programm zur Beseitigung der tech- 
nischen Hindernisse im Warenverkehr, die sich 
aus Unterschieden in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ergeben 

DER RAT — 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch den Ratsbeschluß über die beschleunigte 
Verv/irklichung der Zollunion werden Hindernisse, 
die sich aus den Zoll- und Kontingentschranken für 
die nicht unter Anhang II fallenden Waren ergeben, 
bis zum 1. Juli 1968 beseitigt sein. Dadurch werden 
sich von diesem Zeitpunkt an die aus technischen Vor- 
schriften resultierenden Handelshemmnisse stärker 
bemerkbar machen. Zudem geht die Übergangszeit 
für die Schaffung des Gemeinsamen Marktes ihrem 
Ende zu. 

Die Annahme eines in drei Phasen gegliederten 
Programms zur Angleichung dieser Rechtsvorschrif- 
ten ist das geeignetste Mittel, um die technischen 
Voraussetzungen für die Beseitigung aller Hinder- 
nisse bis zum Ende der Übergangszeit zu schaffen. 
Das Programm bietet den Vorteil, daß damit die in 
diesem Bereich von den einzelnen Gemeinschafts- 
organen zu leistenden Arbeiten koordiniert werden 
können. 

Im Laufe der Verwirklichung dieses Programms 
könnten sich Änderungen ergeben, um insbesondere 
den von den im Rat vereinigten Vertretern der Mit- 
gliedstaaten hinsichtlich des „Status quo" übernom- 
menen Verpflichtungen Rechnung zu tragen — 

nimmt 

das nachstehende Programm zur Beseitigung der 
auf technische Vorschriften zurückzuführenden Hin- 
dernisse im Warenverkehr an. 
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Tabelle 1 


Allgemeines Programm 
Erste Phase 

Vorlage der Richtlinienvorschläge beim Rat: vor dem 1. Juli 1968 
Entscheidung des Rats: vor dem 31. Dezember 1968 


Bereich 


Richtlinien 


Kraftfahrzeuge 


Betriebserlaubnis 
Fahrtrichtungsanzeiger ! ) 

Funkenstörung *) 

Hinteres amtliches Kennzeichen ! ) 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
Geräuschpegel, Schalldämpfer 
Kraftstoffbehälter 
Hinterer Auffahrschutz 

Scheibenwischer, Scheibenwascher, Vorrichtung für 
Schallzeichen, Rückspiegel 
und andere Ausrüstungen 

Sichtfeld 

Elektrische Anlage 

Kupplungsvorrichtungen zwischen Zugfahrzeug und 
Anhänger: 

— Steckvorrichtungen 
Höchstgeschwindigkeit (Ermittlungsmethode) 
Geschwindigkeitsmesser 


Landwirtschaftliche 
Maschinen und 
Schlepper 


Zugmaschinen: 

Betriebserlaubnis 

Höchstgeschwindigkeit, Beifahrersitze, 
Ladepritsche *) 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 

Schutz der Antriebselemente und der beweg- 
lichen hervorstehenden Teile 

Höchstzulässiges Gesamtgewicht 

Zuggewicht 

Rückspiegel 

Lenkung 

Scheibenwischer 

Anschluß der Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen des Anhängers 

Anordnung der amtlichen Kennzeichen 

Kraftstoffbehälter 

Entstörei nrichtungen 

Fahrerhaus 
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Tabelle 1 


Bereich 


Richtlinien 


Kristallglas 

Elektrische Apparate 
und Maschinen 


Meßgeräte 


Gefährliche Stoffe 

Metallgerüste 

Ölfernleitungen 

Holz 

Lebensmittel 


Schallzeichengeber, Rückspiegel 
Fahrersitz 

und andere Ausrüstungen 
Schallpegel, Schalldämpfer 
Zughaken 
Zapfwelle 

j Landmaschinen: 
i Mähdrescher 

Einachsschlepper (Zapfwellenschutzschild) 
Benennung und Kennzeichnung 

Elektrische Betriebsmittel zur Verwendung inner- 
halb bestimmter Spannungsgrenzen (Rahmenricht- 
linie) 

Rahmenrichtlinie *) 

Medizinische Thermometer ! ) 

Gewichte von 1 g bis 10 kg *) 

Gewichte von 5 kg bis 50 kg 

Messung der Schüttdichte von Getreide 

Vermessung der Behälter von Tankschiffen 

Änderung der Richtlinie vom 27. Juni 1967 hinsicht- 
lich der Peroxyde 

Konstruktion, Prüfung und Zulassung der Bauteile 
Sicherheitsmaßnahmen für Bau und Betrieb 
Einteilung und Messung von Rohholz J ) 

Kakao und Schokolade M 

| 

i Teigwaren 


9 Richtlinie von der Kommission dem Rat bereits übermittelt 
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Tabelle 2 


Zweite Phase 

Vorlage der Richtlinienvorschläge beim Rat; vor dem 31. Dezember 1968 
Entscheidung des Rats: vor dem 1. Juli 1969 


Bereich 

Richtlinien 

Kraftfahrzeuge 

Bremsanlage 

Sicherheitsscheiben 

Innen- und Außenausstattung 

Vorkehrungen gegen die Luftverunreinigung 

Sonderbestimmungen zur Beförderung von: 

— Personen 
- — Gütern 

Normalbereifung 

Druckbehälter auf Kraftfahrzeugen 


Kupplungsvorrichtungen zwischen Zugfahrzeug und 
Anhänger: 

— Mechanische Anhängevorrichtungen 


Fahrräder mit Hilfsmotor 

Landwirtschaftliche 
Maschinen und 

Schlepper 

i 

Bremsanlage 

Sicherheitsscheiben 

Vorkehrungen gegen die Luftverunreinigung 

Normalbereifung 

Meßgeräte 

Wägeeinrichtungen 

Flüssigkeitszähler 

Gaszähler 

Elektrizitätszähler 

Volumen von Flüssigkeiten (Flascheninhalte) 

Elektrische Apparate 
und Maschinen 

Elektromaterial für explosionsgefährdete Räume 

Rundfunkstörungen 

Elektrische Weidezäune 

Anschlußtransformatoren für Gasentladungslampen 

Haushaltskühlschränke 

Handlampen 

bewegliche Anschlußschnüre 

Schraubfassungen 

Steckdosen 

Sicherungen 

Druckbehälter 

Rahmenrichtlinie 


Nahtlose Gasflaschen aus Stahl 


Geschweißte Gasflaschen aus Stahl 
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Tabelle 2 


Bereich 


Nicht-elektrische 
Heiz-, Koch- und 
Warmwasser- 
bereitungsgeräte 

Düngemittel 

Edelmetalle 


Textilien 


Richtlinien 

Druckluftbehälter 
Anlaßbehälter für Dieselmotoren 
Dampferzeuger (Rechnungsvorschrift) 

Rahmenrichtlinie 

Einzelrichtlinien 

Ein- und Mehrnährstoffdünger 

Feingehalte, Garantien und andere technische 
Aspekte 

Bezeichnungen, Prozentsätze und Toleranzen 


Gefährliche Einteilung, Verpackung und Kennzeichnung der Zu- 

Zubereitungen bereitungen 

— als Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
| mittel 

| i — leicht entzündliche 

i — explosionsfähige 
| — - als Lösemittel 

| 

Bolzensetzwerkzeuge j Bau und Verwendung 

Lebensmittel ! Zuckerbäckerei 

! 

! Speiseeis und Eiscreme 
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Tabelle 3 


Dritte Phase 

Vorlage der Richtlinienvorschläge beim Rat: vor dem 1. Juli 1969 
Entscheidung des Rats: vor dem 31. Dezember 1969 



Bereich 


Richtlinien 


Meßgeräte 


Warmwasserzähler 

Dampfzähler 

Wärmemengenzähler 

Vermessung von Tankwagen (Schiene und Straße) 

Druckmessungen 

Geschwindigkeitsmessungen 

Meßgeräte für: 

— Länge 
— Oberfläche 
— Fassungsraum 
— Volumen 

Geschwindigkeitsmeßgeräte für die Verkehrspolizei 

Taxameter 

Alkoholmeter 

Saccharimeter 


Druckbehälter 


Transportable Kessel 
Ortsfeste Kleinkessel 
Autoklaven 
Sterilisiergeräte 
Plättgeräte 


Elektrische Apparate Material für Elektroradiologie und Elektromedizin 

und Maschinen Hochspannungsfreileitungen 


Nicht-elektrische 
Heiz-, Koch- und 
Warmwasser- 
bereitungsgeräte 


Einzelrichtlinien 


Gasfernleitungen 

Schweißgeräte 

Hebezeuge und 
Aufzüge 


Sicherheitsmaßnahmen für Bau und Betrieb 


Hebemittel 

Materialaufzüge (Lastenaufzüge) 
Krane 


Verschiedenes 


Ziehen und Walzen von Stahldrähten 
und Drahtseilen 

Eisen- und Stahlguß und NE-Metallguß 
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Tabelle 3 


Bereich 


i 


i Lebensmittel 

| 

| 

| 


Richtlinien 

Kautschuk und Kunststoffe 
Zement und Baustoffe 
Reinigungs- und Waschmittel 

Werkzeugmaschinen und zulassungspflichtige 
Vorrichtungen 

Sonstige 

Bäckerei 

Biskuitherstellung und Feinbäckerei 
Diätnahrungsmittel 


2. „Status quo" 

a) Einleitung 

Wie bereits an anderer Stelle hervorgehoben, 
würden die Bemühungen um die Verwirklichung 
des von der Kommission vorgeschlagenen Pro- 
gramms unwirksam oder ihr Erfolg weitgehend in 
Frage gestellt, wenn nicht die Gesetzgebung der 
Mitgliedstaaten und die Tätigkeit der Kommission 
zur Beseitigung der bestehenden Hindernisse auf- 
einander abgestimmt werden. 

Die Gefahr ist nicht in allen Fällen die gleiche. Sie 
erweist sich als größer, wenn die Kommission im Be- 
wußtsein der Schwere eines von ihr festgestellten 
Hindernisses dem Rat einen zur Abschaffung des 
Hindernisses geeigneten förmlichen Vorschlag unter- 
breitet oder dabei ist, ihm einen solchen zu unter- 
breiten. Sie ist geringer, jedoch nicht zu vernach- 
lässigen, wenn die Kommission mit Vorbereitungs- 
arbeiten begonnen hat. Sie ist ebenso nicht gänzlich 
ausgeschlossen bei Bereichen, in denen die Notwen- 
digkeit einer Angleichung noch nicht gegeben ist. 

Deshalb ist es zweckmäßig, daß sich die Mit- 
gliedstaaten im Rahmen einer förmlichen Rats- 
entscheidung verpflichten, wobei diese Verpflichtung 
entsprechend der Art der Gefahr abgestuft wird. 


b) Entwurf des Beschlusses der im Rat versammel- 
ten Vertreter der Mitgliedstaaten betreffend den 
„Status quo" 

DIE IM RAT VERSAMMELTEN VERTRETER 
DER MITGLIEDSTAATEN — 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Beseitigung der auf unterschiedlichen Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten beruhenden tech- 
nischen Handelshemmnisse bedarf es der Anglei- 
chung der in Kraft befindlichen Gesetze; zu diesem 


Zweck wurde vom Rat ein Programm angenommen. 
Dabei muß vermieden werden, daß die Durchführung 
dieses Programms durch neue nationale Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften behindert wird. 

Diese Gefahr ist dann um so mehr gegeben, wenn 
solche Maßnahmen sich auf Bereiche erstrecken, in 
denen die Arbeiten bereits weit fortgeschritten sind. 
Es ist daher geboten, die Mitgliedstaaten zu veran- 
lassen, in diesen Bereichen auf jede gesetzgeberische 
Initiative zu verzichten. 

Auch in den Bereichen des Programms, in denen 
die Angleichungsarbeiten noch weniger fortge- 
schritten sind, besteht durch das Vorgehen der 
Staaten grundsätzlich die gleiche Gefahr. Es gilt 
deshalb, ein Verfahren einzuführen, das es der 
Kommission ermöglicht, von derartigen Initiativen 
im Entwurfsstadium Kenntnis zu erhalten und gege- 
benenfalls die Mitgliedstaaten zu ihrer Änderung 
oder Aussetzung zu veranlassen, wobei sich die 
Kommission verpflichten wird, mit Vorrang dem Rat 
Vorschläge zu unterbreiten, die die Angleichung 
der Rechtsvorschriften in den betreffenden Berei- 
chen zum Ziel haben. 

Für die nicht vom Aktionsprogramm erfaßten 
Bereiche birgt jede, die gegenwärtige Rechtslage 
ändernde nationale Initiative die Gefahr, daß spä- 
tere Angleichungsmaßnahmen in diesem Sektor er- 
schwert werden. Es gilt deshalb, ein Verfahren ein- 
zuführen, das es der Kommission ermöglicht, von 
derartigen Initiativen im Entwurfsstadium Kennt- 
nis zu erlangen, um sie eingehend zu prüfen — 

beschließen: 

a) in den folgenden Bereichen keine Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften zu erlassen: 

— Erzeugnisse, für welche die Angleichungs- 
arbeiten bereits zur Vorlage eines Richtlinien- 
vorschlages an den Rat geführt haben; 

-- Erzeugnisse, für die das in der Anlage bei- 
gefügte allgemeine Programm die Vorlage 
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von Richtlinienvorschlägen an den Rat inner- 
halb von sechs Monaten vorsieht; 

b) für die übrigen ebenfalls in das Programm aufge- 
nommenen Erzeugnisse: 

— der Kommission die Entwürfe von Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über diese Erzeug- 
nisse einschließlich ihrer Begründung im Ent- 
wurfsstadium vorzulegen; 

— diese Entwürfe erst in Kraft zu setzen, nach- 
dem die Kommission Gelegenheit hatte, sich 
zu ihnen gegebenenfalls nach Anhörung der 
anderen Mitgliedstaaten zu äußern. Diese 
Stellungnahme müßte spätestens nach vier 
Monaten erfolgen; 

— der Kommission innerhalb von zwei Monaten 
mitzuteilen, was auf Grund von etwaigen 
Empfehlungen der Kommission veranlaßt 
wurde, um bei dem Entwurf die bereits an- 
genommenen Lösungen im Rahmen der lau- 
fenden Angleichungsarbeiten gefundenen Lö- 
sungen zu berücksichtigen; 

— die Annahme und das Inkraftsetzen bis zu 
sechs Monaten aufzuschieben, wenn die Kom- 
mission erklärt, sie sei in der Lage, dem Rat 
den in der Ausarbeitung befindlichen Richt- 
linienvorschlag zuzuleiten, durch dessen An- 
nahme die Initiative des Mitgliedstaates über- 
flüssig wird; 

c) bei den nicht im allgemeinen Programm aufge- 
führten Erzeugnissen: 

— der Kommission solche Texte und ihre Be- 
gründung im Entwurfsstadium zur Kenntnis- 
nahme zu übermitteln, durch deren Inkraft- 
setzung insbesondere auf dem Gebiet des 
Handels die derzeitige Lage in diesen Be- 
reichen geändert werden kann. 


3. Gegenseitige Anerkennung der Kontrollen 
a) Einleitung 

Die technischen Handelshemmnisse bei einem be- 
stimmten Erzeugnis lassen sich durch die Anglei- 
chung der in den einzelnen Mitgliedstaaten beste- 
henden technischen Bauvorschriften und der für 
die Kontrolle vorgesehenen Verwaltungsverfahren 
allein nicht beseitigen. Solange ein Erzeugnis in 
einem Mitgliedstaat nur auf Grund einer Kontrolle 
durch die von diesem Mitgliedstaat bezeichneten 
Einrichtungen verkauft oder verwendet werden 
kann, bestehen für den nationalen Hersteller und 
für den Exporteur aus der Gemeinschaft nicht die 
gleichen Zulassungsbedingungen für diesen Markt. 

Diese Art von Hemmnissen kann nur durch eine 
gegenseitige Anerkennung der Kontrollen beseitigt 
werden, wobei die Ergebnisse der Kontrolle, die 
durch eine von einem bestimmten Mitgliedstaat be- 
zeichnete Einrichtung durchgeführt wird, mit allen 
sich daraus ergebenden Folgen von den übrigen 
Mitgliedstaaten anerkannt werden. 


Die mit dieser gegenseitigen Anerkennung ver- 
bundenen Risiken sind unbedeutend, wenn die tech- 
nischen Bauvorschriften und die administrativen 
Kontrollverfahren in den einzelnen Mitgliedstaaten 
gleichwertig sind oder gleichwertig gemacht werden. 
Deshalb hält es die Kommission für zweckmäßig, 
dem Rat vorzuschlagen, die gegenseitige Anerken- 
nung grundsätzlich in all denjenigen Fällen einzu- 
führen, in denen dieses Risiko gering ist. Hierzu 
unterbreitet sie den nachstehenden Entschließungs- 
vorschlag. 

Die Lösung, die sich auf alle Fälle beschränkt, in 
denen das Risiko unbedeutend ist, hindert nicht 
daran, daß auf der gegenseitigen Anerkennung 
fußende Lösungen Anwendung finden, um die au- 
genblicklichen und zukünftigen Arbeiten zur Besei- 
tigung der Handelshemmnisse zu beschleunigen. 


b) Entwurf einer Entschließung des Rats über die 
gegenseitige Anerkennung der Kontrollen 

DER RAT — 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Wiederholung technischer Kontrollen für ein 
und dasselbe Erzeugnis durch mehrere Mitglied- 
staaten vor dem Verkauf dieses Erzeugnisses ver- 
ursacht eine Erhöhung der Verteilungskosten sowie 
auf dem Markt eines Mitgliedstaates eine Verzer- 
rung des Wettbewerbs zwischen den inländischen 
Herstellern und denen der übrigen Mitgliedstaaten. 
Diese Wiederholung der Kontrollen führt außerdem 
zu einer unnötigen Steigerung des Arbeitsaufwandes 
seitens der Kontrollbehörden. 

Die Harmonisierung der technischen Bauvorschrif- 
ten und der administrativen Kontrollverfahren ge- 
statte zwar die Serienfertigung, beseitigt jedoch 
nicht völlig die innergemeinschaftlichen Handels- 
hemmnisse, da bei einem Fehlen der gegenseitigen 
Anerkennung der freie Warenverkehr durch die 
Wiederholung der Kontrollen behindert wird. 

Das Fehlen einer gegenseitigen Anerkennung 
hemmt auch dann den Warenverkehr, wenn diese 
Vorschriften und Verfahren bereits gleichwertig 
sind und infolgedessen nicht mehr berücksichtigt 
zu werden brauchen. 

In den verschiedenen vorgesehenen Fällen sind 
die Risiken, die mit der gegenseitigen Anerkennung 
der Kontrollen zwischen den Mitgliedstaaten ver- 
bunden sind, infolge der bestehenden oder ver- 
wirklichten Gleichwertigkeit zwischen den genann- 
ten Vorschriften und Verfahren isehr begrenzt — 

ist der Ansicht, 

daß die gegenseitige Anerkennung der vor dem 
Verkauf durchzuführenden Kontrollen in der für 
dieses Erzeugnis geltenden Richtlinie vorzusehen 
ist, wenn die Herstellungsvorschriften und die Kon- 
trollverfahren durch eine Gemeinschaftsaktion 
gleichwertig gemacht werden oder bereits gleich- 
wertig sind. 
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4. Anpassung der Richtlinien an den technischen 
Fortschritt 

a) Einleitung 

Bei der Ausarbeitung einer Richtlinie geht man 
von anderen Voraussetzungen aus als bei ihrer 
Abänderung: bei der Ausarbeitung sollen die Unter- 
schiede gegensätzlicher Rechtsvorschriften, die die 
Ursache von Hindernissen sind, beseitigt und damit 
das Hindernis selbst ausgeräumt werden; die Ab- 
änderung wird notwendig, um die nationalen Rechts- 
vorschriften, die auf derselben Gemeinschaftsricht- 
linie beruhen, den Erfordernissen des technischen 
Fortschritts anzupassen. Das Verfahren zur Aus- 
arbeitung einer Richtlinie ist notwendigerweise 
langsam, wohingegen das Verfahren der Abände- 
rung flexibel gestaltet und rasch abgeschlossen sein 
muß, um zu vermeiden, daß die durch die Richt- 
linie gewährleistete Lösung hinsichtlich des Waren- 
austauschs nicht zu einem Handicap für den betref- 
fenden Wirtschaftssektor der Gemeinschaft wird. 

Die Lösung des Problems besteht in der Wahl 
eines sehr flexiblen Verfahrens, das eine Befugnis- 
übertragung an die Kommission und eine Reihe von 
Garantien vorsieht, darunter die Errichtung eines 
Ausschusses, der die Kommission bei ihren Initia- 
tiven unterstützt, und die Möglichkeit der Anrufung 
des Rats im Falle von Meinungsunterschieden zwi- 
schen der Kommission und dem Ausschuß. 

Der Rat wird ersucht, die folgende Entschließung 
anzunehmen, um die Lösung dieses Problems im 
Rahmen jeder einzelnen Richtlinie, bei deren An- 
nahme die Notwendigkeit einer raschen Abänderung 
der technischen Vorschriften anerkannt wird, aufzu- 
zeigen und zu erleichtern. 


b) Entwurf einer Entschließung des Rats betreffend 
die Anpassung der Richtlinien zur Beseitigung 
technischer Hindernisse im Warenverkehr, die 
sich aus den unterschiedlichen einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ergeben, an den technischen 
Fortschritt 

DER RAT — 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung des Allgemeinen Programms 
zur Beseitigung der technischen Handelshemmnisse, 

das am angenommen wurde, wird von 

der Annahme technischer Gemeinschaftsvorschriften 
zur Regelung der Herstellung, des Inverkehrbrin- 
gens oder der Verwendung zahlreicher Erzeugnisse 
in den Mitgliedstaaten abhängen. 

Diese Vorschriften dürfen die Freiheit der Her- 
steller, Händler und Verwender nur in dem Maße 
einschränken, wie dies in der Richtlinie selbst zum 
Schutze des öffentlichen Interesses festgelegt wurde; 
die Voraussetzungen dieses Gleichgewichts werden 
bei bestimmten Erzeugnissen durch die Entwicklung 
des technischen Fortschritts laufend in Frage ge- 
stellt, so daß eine rasche Anpassung in vielen Fällen 
geboten ist. 


Unbeschadet der gefaßten oder noch zu fassenden 
Beschlüsse hinsichtlich der Einsetzung der beson- 
deren Ausschüsse ist diese Aufgabe gemäß Artikel 
155, letzter Gedankenstrich, des Vertrages der Kom- 
mission zu übertragen, die in enger Zusammenarbeit 
mit den Sachverständigen der Mitgliedstaaten han- 
delt -- 

sieht daher als grundsätzliche Lösung vor: 

— die Einsetzung eines Ausschusses, der sich aus 
Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt 
und unter dem Vorsitz eines Vertreters der Kom- 
mission steht; 

— die Einfügung einer Bestimmung in die Rechts- 
akte zur Harmonisierung nationaler technischer 
Vorschriften, die folgenden Wortlaut hat: 

„1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der 

Vorsitzende den Ausschuß im 

folgenden „Ausschuß" genannt, entweder 
von sich aus oder auf Antrag eines Mitglied- 
staates. 

2. In dem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 
des Vertrages gewogen. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen 
innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende 
entsprechend der Dringlichkeit der zu prü- 
fenden Fragen bestimmen kann, Stellung. 
Die Stellungnahme kommt mit einer Mehr- 
heit von 12 Stimmen zustande. 

4. Die Kommission beschließt die Maßnahmen 
und sorgt für ihren unverzüglichen Vollzug, 
sofern sie der Stellungnahme des Ausschus- 
ses entsprechen. Entsprechen sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses nicht oder ist 
eine Stellungnahme nicht ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüg- 
lich die zu treffenden Maßnahmen vor. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit 
entscheidet, nach Ablauf einer Frist von 

keine Maßnahme beschlossen, 

so trifft die Kommission die von ihr vor- 
geschlagenen Maßnahmen und sorgt für 
ihren sofortigen Vollzug." 


5. Sonstige Probleme 

a) Einleitung 

Außer den in den vorhergehenden Kapiteln ge- 
prüften Problemen bestehen einige andere, die keine 
Grundsatzentscheidung des Rats verlangen, aber 
für die erforderlichenfalls eine Lösung durch Richt- 
linien zu suchen wäre. 
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b) Verschiedene Probleme 

1. Streitfälle 

Anläßlich der Arbeiten zur Erstellung von Richt- 
iinienvorschlägen, die eine Reihe von Sektoren 
betreffen, wurde festgestellt, daß die Mitglied- 
staaten bestrebt sind, bestimmte Garantien hin- 
sichtlich der Streitfälle zu erhalten, die nach Ein- 
führung der gegenseitigen Anerkennung der 
Kontrollen durch die jeweilige Anwendung des 
harmonisierten nationalen Rechts zwischen ihnen 
entstehen könnten. 

Eine Anrufung des Gerichtshofes erscheint in 
allen — anscheinend den häufigsten - — Fällen, 
in denen die Mitgliedstaaten auf Grund eines 
ihnen durch die Richtlinie eingeräumten Er- 
messensverfahren, ausgeschlossen. Aus diesem 
Grunde sind verschiedene geeignetere Verfahren, 
Gutachten und gütliche Vermittlungen in den 
Richtlinien vorgesehen. 

2. Drittländer 

Soweit sie den gemeinschaftlichen Vorschriften 
entsprechen und die in den Richtlinien vor- 
gesehenen Kontrollen erfolgreich verlaufen, soll- 
ten Erzeugnisse aus Drittländern in gleichem 
Maße wie Erzeugnisse mit Ursprung in der EWG 
in den Genuß der von diesen Richtlinien ein- 
geführten Regelung kommen. Dies gilt insbeson- 
dere für die gegenseitige Anerkennung der 
Kontrollen. 

Jede andere Behandlung, durch die diese Dritt- 
landerzeugnisse vom Anwendungsbereich der 
Richtlinien ausgeklammert würde, hätte zur 
Folge, daß innerhalb der Gemeinschaft ver- 
schiedene Kontrollen und damit sogar Handels- 
hindernisse aufrechterhalten würden, deren Fort- 
bestehen mit dem Ziel der vorgesehenen Maß- 
nahmen selbst unvereinbar ist. 

Die Frage stellt sich anders, wenn man das Pro- 
blem einer gegenseitigen Anerkennung der Re- 
gelungen und Kontrollen zwischen der Gemein- 
schaft und bestimmten Drittländern betrachtet. 
Ein solches Vorgehen fügt sich zweifellos in den 
Rahmen einer gemeinsamen Handelspolitik ein 
und soll erinnerungshalber hier angef ührt werden. 
Für den Augenblick wird die gegenseitige An- 
erkennung der Kontrollen innerhalb der Gemein- 
schaft nicht verfehlen, die Frage der Kündigung 
oder Erweiterung der gegebenenfalls zwischen 
Mitgliedstaaten und Drittländern bestehenden 
bilateralen Abkommen über die gegenseitige 
Anerkennung der Vorschriften und Kontrollen 
für dieses oder jenes Erzeugnis in gemeinschaft- 
lichem Rahmen aufzuwerfen. 


6. Harmonisierungslösungen 
a) Einleitung 

Die Harmonisierungslösungen können nach den 
Merkmalen der betreffenden Sektoren und nach den 
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Vorteilen und Vereinfachungen, die sie jeweils bie- 
ten können, von Fall zu Fall unterschiedlich gestaltet 
sein. 

Nachstehend werden die wichtigsten Lösungen 
angeführt, damit der Rat ihre Vorzüge beurteilen 
und feststellen kann, in welchen Fällen eine Lösung 
den anderen vorgezogen wird. 


b) Beschreibung der verschiedenen Lösungen und 
der Fälle, für die sie gelten 

Lösung 1 

Es handelt sich um die sogenannte „vollständige" 
Lösung. 

Es geht hierbei um die Ersetzung der nationalen 
Regelungen durch eine durch Richtlinien erlassene 
gemeinschaftliche Regelung. 

Diese Lösung wird auf Sektoren angewendet, die 
in den Mitgliedstaaten unterschiedlichen Regelun- 
gen unterliegen: sie kann sowohl zur Angleichung 
der technischen Vorschriften als auch der Verwal- 
tungs- und Kontrollvorschriften dienen. 

Sie gilt insbesondere für die Bereiche, in denen 
die Beseitigung der sich aus unterschiedlichen natio- 
nalen Rechtsvorschriften ergebenden Handelshemm- 
nisse nur durch Schaffung eines echten Gemein- 
schaftsrechtes erfolgen kann, und sei es auch nur 
wegen der grundlegenden Bedeutung, die alle Mit- 
gliedstaaten den Gründen beimessen, auf die diese 
Rechtsvorschriften zurückgehen. 

Lösung II 

Es handelt sich um die sogenannte „Alternativ- 
lösung". Hierin wird für die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit vorgesehen, ihre nationalen Rechts- 
vorschriften neben durch Richtlinien erlassenen Vor- 
schriften gemeinschaftlichen Ursprungs beizubehal- 
ten. Um eingeführt werden zu können, müssen Er- 
zeugnisse aus den Mitgliedstaaten daher entweder 
den Vorschriften des einführenden Mitgliedstaates 
oder den Vorschriften gemeinschaftlicher Tragweite 
entsprechen. 

Diese sehr elastische Lösung ist für die Bereiche 
denkbar, in denen bestimmte Umstände — insbeson- 
dere solche regionaler Art — eine systematische 
Anwendung der sogenannten vollständigen Harmo- 
nisierungslösung erschweren. Sie kann auch für die 
Bereiche in Betracht gezogen werden, in denen auf 
Grund der serienmäßigen Fertigung angenommen 
werden kann, daß die gemeinschaftlichen Vorschrif- 
ten von den inländischen Herstellern schnell an- 
genommen werden, die sich der damit verbundenen 
Vorteile wohl bewußt sind. Sie ermöglicht es näm- 
lich, die Handelshemmnisse dadurch zu beseitigen, 
daß den Unternehmern die Möglichkeit geboten 
wird, ihre Produktion an Vorschriften anzupasisen, 
die in die Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten 
übernommen sind. 

Lösung III 

Es handelt sich um die Lösung, die mit „Ver- 
weisung auf die Normen“ bezeichnet werden kann. 
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Sie sähe im nationalen Recht die Präzisierung der 
allgemeinen Sicherheitserfordernisse durch Bezug- 
nahme auf harmonisierte Normen vor. Diese Lösung 
weist den Vorteil auf, daß sie sehr elastisch und 
sehr leicht auszuarbeiten ist, da sie sich auf Indu- 
strienormen stützt, deren Ausarbeitung üblicher- 
weise Fachinstituten obliegt und die häufig eine 
rasche Anpassung an die technischen Anforderungen 
ermöglichen. Sie findet ihre Grenzen darin, daß die 
Ausarbeitung dieser Normen das Ergebnis gemein- 
samer Arbeiten der Hersteller und Verbraucher ist, 
wobei die letztgenannten nicht zwangsläufig die 
Endverbraucher sind. Ein solches Verfahren bietet 
selbstverständlich nicht die gleichen Garantien auf 
Ebene des öffentlichen Interesses wie die Verfahren, 
die sich aus zwingenden Vorschriften nationalen 
oder gemeinschaftlichen Ursprungs ergeben. 

Lösung IV 

Es handelt sich um die Lösung, die mit „bedingte 
gegenseitige Anerkennung der Kontrollen " bezeich- 
net wird. 

Danach wird die Möglichkeit geboten, ein Erzeug- 
nis eines Mitgliedstaates in einen anderen aus- 
zuführen, sofern folgende zwei Bedingungen erfüllt 
sind: 

— Übereinstimmung des ausgeführten Erzeugnisses 
mit den im einführenden Mitgliedstaat geltenden 
Herstellungsvorschriften, 

— Kontrolle durch die zuständigen Behörden des 
ausführenden Mitgliedstaates nach den im ein- 
führenden Mitgliedstaat geltenden Methoden. 

Diese Lösung ist für den Fall denkbar, daß die 
Mitgliedstaaten ganz besonderen Wert darauf legen, 
daß sie von ihrem eigenen System zur Wahrung des 
öffentlichen Interesses gebotenen Garantien bei- 
behalten werden und die Harmonisierungsarbeiten 
unter diesen Umständen vorerst zu keinen kon- 
kreten Ergebnissen führen dürften. In den meisten 
Fällen würde es sich hier um eine vorläufige Lösung 
handeln. 

Lösung V 

Diese Lösung wird mit „gegenseitiger Anerken- 
nung der Kontrollen" bezeichnet. 

Danach wird zugestanden, daß die in einem Mit- 
gliedstaat durchgeführten Kontrollen, die eine Vor- 
aussetzung für das Inverkehrbringen eines Erzeug- 
nisses sind, von allen übrigen Mitgliedstaaten auto- 
matisch als gültig anerkannt werden. Dies führt zu 
einer Beseitigung der Hindernisse, die sich aus der 
Wiederholung der systematisch in jedem einführen- 
den Mitgliedstaat vorgenommenen Kontrollen er- 
geben. 

Diese Lösung kann jedesmal dann in Betracht ge- 
zogen werden, wenn in einem Wirtschaftszweig eine 
sehr weitgehende Übereinstimmung der geltenden 
technischen und Verwaltungsvorschriften festgestellt 
wird oder wenn diese Vorschriften auf Gemein- 
schaftsebene oder in größeren internationalen Gre- 
mien harmonisiert worden sind. Im letztgenannten 
Fall kann sie zum Zuge kommen, bevor die laufen- 
den Arbeiten ganz abgeschlossen sind. 


7. Schlußfolgerungen 

Die Kommission glaubt, mit diesem Dokument 
einen vollständigen Überblick über die Probleme 
gegeben zu haben, die mit der Abschaffung der 
technischen Handelshemmnisse auf Grund unter- 
schiedlicher Rechtsvorschriften in den Mitglied- 
staaten Zusammenhängen. 

Sie glaubt ferner, eine Anzahl von Lösungen vor- 
geschlagen zu haben, die die Ausarbeitung von 
Einzelrichtlinien erheblich vereinfachen dürften. Dies 
erscheint um so notwendiger, als sie zahlreich sind 
und sehr unterschiedliche Bereiche betreffen. 

Das dem Rat vorgelegte Programm beruht auf den 
Angaben, über die die Kommission im Augenblick 
zur wirtschaftlichen Beurteilung der Verbindungen 
verfügt. Während der Ausführung dieses Programms 
beabsichtigt die Kommission, ihre Untersuchung zu 
erweitern, um eventuell weitere Hindernisse zu er- 
mitteln und durch eine systematische Erforschung 
ihre Bedeutung anhand eines eigens zu diesem 
Zweck erstellten Schemas zu bestimmen. Um diese 
Untersuchung zu einem guten Ende zu führen, wird 
die Kommission nicht nur die Mitarbeit der Mit- 
gliedstaaten, sondern auch die der Wirtschafts- 
verbände in Anspruch nehmen, die häufig praktische 
Erfahrungen mit diesem Problem besitzen. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung werden dem 
Rat mitgeteilt, sobald sie vorliegen. Sie werden ge- 
gebenenfalls mit Vorschlägen zur Ergänzung des 
derzeitigen Programms gekoppelt sein. 

Die Kommission hält es weiter für erforderlich, 
den Rat darauf aufmerksam zu machen, daß die 
Frage der Beseitigung der Handelshemmnisse um so 
größere Bedeutung erlangt, je näher einerseits der 
für die Verwirklichung der Zollunion festgelegte 
Zeitpunkt und andererseits das im Vertrag vor- 
gesehene Auslaufdatum für die Übergangszeit 
rücken. Sie glaubt ferner, nachdrücklich auf die 
nachteiligen Folgen hinweisen zu müssen, die sich 
für die Bildung eines echten einheitlichen Marktes 
für den Fall einstellen würden, daß die wichtigsten 
Handelshemmnisse nicht bis zum 31. Dezember 1969 
beseitigt worden sind, weil dieses Programm nicht 
durchgeführt werden konnte. 


Informatorischer Vermerk 

a) Pharmazeutische Erzeugnisse 

1. Die Errichtung und das reibungslose Funktio- 
nieren des Gemeinsamen Marktes für Arznei- 
mittel setzt voraus, daß der freie Verkehr mit 
diesen Erzeugnissen, der zur Zeit durch zahl- 
reiche Bestimmungen behindert wird, erleichtert 
wird, und daß eine Regelung eingeführt wird, 
die gewährleistet, daß der Wettbewerb nicht be- 
hindert, eingeschränkt oder verfälscht wird. Der 
Schutz der öffentlichen Gesundheit erfordert, daß 
die Arbeiten auf jeden Fall nach Möglichkeit 
parallel vorangetrieben werden; im übrigen ist 
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es oft schwierig, die den freien Verkehr betref- 
fenden Aspekte von wettbewerbspolitischen 
Aspekten zu trennen, die in der Praxis den Er- 
fordernissen einer Gesundheitspolitik unter- 
geordnet sind. 

2. Das Programm, die Arbeitsmethode und der 
Arbeitsplan für diesen Bereich sind in einem 
dem Rat am 16. Februar 1967 zur Prüfung vor- 
gelegten Dokument enthalten 1 ). 

Die wichtigsten Punkte können wie folgt zusam- 
mengefaßt werden: 

a) sobald der Vorschlag der zweiten Richtlinie 
über Arzneispezialitäten verabschiedet ist, 
werden auf Anregung der Kommission in 
bestimmten Zeitabschnitten Beratungen statt- 
finden, um insbesondere die aus der Anwen- 
dung der ersten beiden Richtlinien gewon- 
nenen Erfahrungen miteinander zu ver- 
gleichen; 

b) spätestens am 30. Juni 1968 erfolgt die Be- 
nennung des für die Herstellung und die 
Kontrollen Verantwortlichen; dies soll aus- 
schließlich im Rahmen des freien Verkehrs 
der Erzeugnisse und im Hinblick auf eine der 
Herstellung der Arzneimittel betreffende Ko- 
ordinierung geschehen; 

c) bis zum 31. Dezember 1969 sollen Richtlinien- 
vorschläge übermittelt werden, die die Ab- 
gabebedingungen für Arzneimittel, die Paten- 
tierbarkeit der Arzneimittel, die Preise der 
Arzneispezialitäten, die Seren und die Impf- 
stoffe betreffen; auch sollen die möglichen 
Probleme, die im Zusammenhang mit der 
Kostenerstattung für Arzneispezialitäten im 
Rahmen der Krankenversicherung auftauchen 
können, geprüft werden; 

d) am Ende der in Artikel 8 des Vertrages vor- 
gesehenen Übergangszeit soll die dritte Richt- 
linie bezüglich der Angleichung der Rechts- 
vorschriften bei Arzneispezialitäten Anwen- 
dung finden. 


b) Landwirtschaftliche Erzeugnisse 

Die Beseitigung der technischen Hindernisse im 
Warenverkehr im Zusammenhang mit der Gemein- 
samen Agrarpolitik und insbesondere den Maß- 
nahmen zur Harmonisierung im Bereich der Land-, 
Ernährungs- und Forstwirtschaft (Anhang II des 
Vertrages 

I. Die Beseitigung der technischen Hindernisse im 
Warenverkehr ist ein wesentlicher Teil der Har- 
monisierungsmaßnahmen in den vorbezeichneten 
Bereichen. 

Es handelt sich um sehr weitgreifende Rechts- 
gebiete, deren Harmonisierung notwendig ist, 


Ü Dokument IV/ SEC (67) 513 oder R/201/67 (ECO 26) 


wenn die Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik 
erreicht werden und die gemeinsamen Markt- 
organisationen reibungslos funktionieren sollen 
sowie der freie Warenverkehr mit landwirt- 
schaftlichen, ernährungswirtschaftlichen und 
forstwirtschaftlichen Erzeugnissen auf allen 
Grundstufen hergestellt werden soll. 

Im Gegensatz zu der Harmonisierung im indu- 
striellen Bereich geht es bei der Harmonisierung 
im Agrarbereich des weiteren nicht nur um Maß- 
nahmen, die einzelne Produkte oder Produkten- 
gruppen betreffen, sondern auch um die Harmo- 
nisierung von Rechtsvorschriften allgemeineren 
Charakters (wie z. B. des Veterinärrechts oder 
des Pflanzenschutzrechts). 

II. Mit Rücksicht darauf, daß die Harmonisierungs- 
maßnahmen im Agrarbereich Teil einer sekto- 
ralen Politik, nämlich der Agrarpolitik, sind, 
können die Regelungen, wie sie das betreffende 
Dokument für den industriellen Bereich vorsieht, 
nicht in vollem Umfang Gültigkeit für die Har- 
monisierung im Agrarsektor beanspruchen. Im 
folgenden sollen diese Unterschiede kurz dar- 
gestellt werden: 

1. Es besteht ein sehr starker innerer Zusam- 
menhang zwischen der Errichtung gemein- 
schaftlicher Marktorganisationen und den 
Harmonisierungsarbeiten im Agrarbereich. 
Die Errichtung der gemeinschaftlichen Markt- 
organisationen zum Zwecke der Schaffung des 
Gemeinsamen Marktes im Agrarbereich er- 
folgt in einem bestimmten zeitlichen Rhyth- 
mus. Da die Harmonisierungsmaßnahmen im 
Prinzip mit dem Inkrafttreten der Markt- 
ordnungen synchronisiert sein müssen, wirkt 
sich dieses zeitliche Moment auch auf den 
Zeitplan der Harmonisierungsarbeiten aus. 
Es ist daher nicht möglich, ein allgemeines 
Programm in der gleichen Weise aufzustel- 
len, wie dies in dem Entwurf einer Entschlie- 
ßung der im Rat vereinigten Vertreter der 
Mitgliedstaaten vorgesehen ist. 

Die zeitliche Planung für die Harmonisierung 
im Agrarbereich muß vielmehr durch ent- 
sprechende Einzelaktionen vorgenommen 
werden. Mit dem Entwurf einer Resolution 
des Rats über die zu treffenden Maßnahmen 
im Hinblick auf die Durchführung einer ge- 
meinschaftlichen Veterinärpolitik vom 24. Juli 
1967 — R/l 169/67 (AGRI 561) — hat die Kom- 
mission demgemäß einen speziellen Zeitplan 
für den Veterinärsektor vorgelegt. 

2. Was die Rechtsgrundlage für die Harmoni- 
sierungsmaßnahmen im Agrarbereich an- 
belangt, so besteht hier die Möglichkeit, Re- 
gelungen, die sich auf Erzeugnisse des An- 
hangs II des Vertrages beziehen, auf der 
Grundlage des Artikels 43 des Vertrages zu 
erlassen. Das hat zur Folge, daß in diesem 
Bereich neben Richtlinien auch Verordnungen 
möglich sind. 
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3. Ganz allgemein drängt sich im Agrarbereich 
die sogenannte „vollständige" Lösung auf. 

4. Die Kommission hat dem Ministerrat die 
Bildung von Ständigen Ausschüssen vor- 
geschlagen, die sie bei der Harmonisierung 
im Lebensmittel-, Veterinär- und Futtermittel- 
recht unterstützen sollen. Diese Ständigen 
Ausschüsse sollen die Kommission in die 
Lage versetzen, alle notwendigen Vorschrif- 
ten, die Durchführungscharakter haben, unter 
Mitarbeit des zuständigen Ausschusses zu 
erlassen. Sie sollen also nicht nur für die 
Revision technischer Anhänge von Richt- 
linien, die der Ministerrat bereits erlassen hat, 
zuständig sein, wie dies für den industriellen 
Bereich im Entwurf einer Entschließung be- 
treffend die Revision bestimmter gemein- 
schaftlicher Richtlinien vorgesehen ist. 


c) Unter den EGKS-Vertrag fallende Tätigkeiten 

Die Hohe Behörde der EGKS arbeitet seit etwa 
15 Jahren an der Harmonisierung der Industrie- 
normen für die Herstellung von Hüttenerzeug- 
nissen. Diese Normen sind unter der Bezeichnung 
„EURONORMEN" bekannt. 

Die Arbeiten werden unmittelbar und ausschließ- 
lich mit den Erzeugern, den Verbrauchern und den 
nationalen Normeninstituten im Rahmen von Fach- 
arbeitsgruppen durchgeführt, wobei die Hohe Be- 
hörde Anregungen gab und die Koordinierung über- 
nahm. 

Da sich diese Arbeit mit privaten Normen befaßt, 
läßt sich keine unmittelbare und organische Verbin- 
dung mit den vom EWG-Programm erfaßten Tätig- 
keitsbereichen, die die Beseitigung von Hemm- 
nissen als Folge von Unterschieden in den natio- 
nalen Rechtsvorschriften betreffen, herstellen. Bei 
EGKS-Erzeugnissen könnten die Arbeiten dagegen 
erleichtert werden, wenn im Rahmen des Harmoni- 
sierungsprogramms der EWG die gegenseitige An- 
erkennung der Kontrollen bei einer tatsächlichen 
Gleichwertigkeit der technischen Herstellungsvor- 
schriften und der administrativen Kontrollverfahren 
systematisch eingeführt würde. 


— 5. Wahlperiode 


d) Unter den EAG-Vertrag fallende Tätigkeiten 

Die wichtigsten Bestimmungen des EAG-Vertrages 
über die Angleichung der nationalen Rechtsvor- 
schriften betreffen den Gesundheitsschutz und sind 
in Kapitel III enthalten. 

Es muß hervorgehoben werden, daß diese Bestim- 
mungen klarer gefaßt sind als diejenigen des Arti- 
kels 100 des EWG-Vertrages, dem nur eine all- 
gemeine Bedeutung zukommt. 

Im Bereich des Strahlenschutzes stützen sich die 
nationalen Rechtsvorschriften auf gemeinschaftliche 
Bestimmungen, und zwar auf die Richtlinien zur 
Festlegung der Grundnormen zum Schutz gegen 
ionisierende Strahlen, die im Februar 1959 auf 
Grund des Verfahrens des Artikels 31 erlassen wor- 
den sind. Zu erwähnen ist, daß der Rat bei den in 
Artikel 100 des EWG-Vertrages erwähnten Richt- 
linien einstimmig beschließen muß, während für die 
Verabschiedung der Grundnormen die qualifizierte 
Mehrheit genügt, wodurch die normativen Befug- 
nisse der Gemeinschaft stärker zum Ausdruck 
kommen. 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, alle zur Ein- 
haltung der Grundnormen erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften zu erlassen. Die Kom- 
mission ihrerseits hat eine eigene Verantwortung, 
die es ihr ermöglicht, an die Mitgliedstaaten alle 
für die Harmonisierung der nationalen Rechtsvor- 
schriften erforderlichen Empfehlungen zu richten 
(Artikel 33 Absätze 1 und 2). 

Dank der Wirksamkeit dieser verschiedenen Be- 
stimmungen des Euratom-Vertrages können die 
Mitgliedstaaten heute auf Schutzvorschriften zurück- 
blicken, die auf den gleichen Grundsätzen fußen, 
wobei die Harmonisierung der nationalen Rechts- 
vorschriften als gesichert gelten kann. 

Hinsichtlich der industriellen Aspekte verfügt 
Artikel 2 Absatz g die Errichtung eines Gemein- 
samen Marktes für die besonderen Stoffe und Aus- 
rüstungen. Das Problem der Beseitigung der tech- 
nischen Hemmnisse, das durch die unterschiedlichen 
Industrienormen entstanden ist, ist von den zustän- 
digen Stellen der Euratom unter diesem Aspekt in 
Angriff genommen worden. Die entsprechenden 
Arbeiten könnten ähnlich wie bei EGKS-Erzeug- 
nissen durch den Abschluß des EWG-Programms er- 
leichtert werden. 
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